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G e s e t z e n t w u r f

der Parlamentarischen Gruppe der FDP

Fünfzehntes Gesetz zur Änderung des Thüringer Abge-
ordnetengesetzes - Rechtsstellung und Finanzierung der 
Parlamentarischen Gruppen

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Thüringer Abgeordnetengesetz in der Fassung vom 
9. März 1995 (GVBI. S. 121), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 21. Dezember 2020 (GVBI. S. 680), wird wie 
folgt geändert:

1.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a)	 Die Angabe zum Sechsten Teil erhält folgende Fas-
sung:

"Sechster Teil - Rechtsstellung und Finanzierung 
der Fraktionen und Parlamentarischen Gruppen"

b)	 Nach der Angabe zu § 48 wird die Angabe "Zwei-
ter Abschnitt Leistungen an die Fraktionen" gestri-
chen.

c)	 Nach der Angabe zu § 58 werden die Angaben 
"Zweiter Abschnitt Parlamentarische Gruppen" 
sowie darunter die Angaben "§ 58 a Zusammen-
schlüsse von fraktionslosen Abgeordneten (Parla-
mentarische Gruppen)", "§ 58 b Leistungen an Par-
lamentarische Gruppen", "§ 58 c Rechtsnachfolge" 
und "§ 58 d Entsprechende Anwendung des Frak-
tionsrechts" eingefügt.

2.	 § 5 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nummer 2 wird der Punkt als Satzschlusszei-
chen durch ein Komma ersetzt.

b)	 Folgende Nummer 3 wird angefügt: 

"3.	der Sprecher der Parlamentarischen Gruppe in 
Höhe von 80 vom Hundert der Grundentschä-
digung."
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3.	 Die Überschrift zum Sechsten Teil erhält folgende Fas-

sung:

"Sechster Teil - Rechtsstellung und Finanzierung der 
Fraktionen und Parlamentarischen Gruppen"

4.	 Nach § 48 wird die Überschrift "Zweiter Abschnitt Leis-
tungen an die Fraktionen" gestrichen.

5.	 Nach § 58 wird folgender Zweiter Abschnitt eingefügt:

"Zweiter Abschnitt  
Parlamentarische Gruppen

§ 58 a 
Zusammenschlüsse von fraktionslosen  

Abgeordneten (Parlamentarische Gruppen)

(1) Abgeordnete, die sich zusammenschließen wollen 
und dabei die Fraktionsstärke nicht erreichen, können 
als Gruppe anerkannt werden, wenn sie - entsprechend 
der Fraktionsbildungsvoraussetzungen - die erforderli-
che politische Homogenität aufweisen. Die Gruppe wird 
anerkannt, wenn auf sie bei der gegebenen Größe der 
Ausschüsse und auf Grundlage des vom Landtag an-
gewendeten Proportionalverfahrens ein oder mehrere 
Ausschusssitze entfallen. Über die Anerkennung einer 
Gruppe entscheidet der Landtag; dies gilt entsprechend 
für den Fall der Aberkennung des Gruppenstatus.

(2) Das Nähere kann durch die Geschäftsordnung des 
Landtags geregelt werden.

§ 58 b 
Leistungen an Parlamentarische Gruppen

(1) Parlamentarische Gruppen nach § 58 a Abs. 1 er-
halten Geld- und Sachleistungen sowie personelle Un-
terstützung. Der Umfang der Leistungen wird im Lan-
deshaushalt ausgewiesen.

(2) Geldleistungen werden mit der Maßgabe gewährt, 
dass
1.	 Parlamentarische Gruppen den Grundbetrag ge-

mäß § 49 Abs. 2 in Höhe von 80 vom Hundert er-
halten,

2.	 der nach Mitgliederzahl der Parlamentarischen 
Gruppe gestaffelte Betrag in voller Höhe gezahlt 
wird und

3.	 der Oppositionsbonus in Höhe von 25 vom Hundert 
vom neuen Grundbetrag gewährt wird. § 49 Abs. 2 
Satz 3 findet entsprechende Anwendung.

(3) Sachleistungen werden zur Nutzung erbracht, um 
ohne unzumutbaren Mehraufwand die parlamenta-
rischen Aufgaben wahrzunehmen und die Arbeitsfä-
higkeit der Mitglieder der Parlamentarischen Grup-
pe zu sichern.

(4) Personelle Unterstützung für einen Gruppenmitar-
beiter wird nicht gewährt, ohne die Mitteilung an den 
Präsidenten des Landtags über das Vorliegen eines 
Führungszeugnisses nach § 48 Abs. 1 ohne Belas-
tungseintrag.
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§ 58 c  
Rechtsnachfolge

(1) Eine Parlamentarische Gruppe nach § 58 a Abs. 1, 
die aus einer Fraktion hervorgeht, kann zum Zeitpunkt 
des Wegfalls des Fraktionsstatus gegenüber dem Prä-
sidenten des Landtags erklären, dass sie die Rechts-
nachfolge der Fraktion antritt. Eine Liquidation der Frak-
tion nach § 58 findet in diesem Falle nicht statt.

(2) Die Rechte und Pflichten einer Parlamentarischen 
Gruppe, deren Rechtsstellung mit dem Ende der Wahl-
periode entfällt, gehen auf eine in der folgenden Wahl-
periode neu gebildete Fraktion oder Parlamentarische 
Gruppe über, wenn
1.	 deren Mitglieder derselben Partei oder Liste wie die 

Mitglieder der bisherigen Parlamentarischen Grup-
pe angehören und

2.	 die Fraktion oder Parlamentarische Gruppe inner-
halb von 30 Tagen nach dem Beginn der Wahlpe-
riode zusammentritt.

§ 58 d 
Entsprechende Anwendung des Fraktionsrechts

(1) Die §§ 45 bis 47, 50 und 52 bis 56 gelten für nach 
§ 58 a Abs. 1 anerkannte Parlamentarische Gruppen 
entsprechend.

(2) § 48 gilt für nach § 58 a Abs. 1 anerkannte Parla-
mentarische Gruppen mit der Maßgabe entsprechend, 
dass an die Stelle des in Absatz 3 Satz 2 genannten 
Fraktionsvorsitzenden der Sprecher der Parlamenta-
rischen Gruppe tritt.

(3) § 51 gilt für nach § 58 a Abs. 1 anerkannte Parla-
mentarische Gruppen mit folgenden Maßgaben ent-
sprechend:
a)	 an die Stelle des in Satz 4 genannten Fraktionsvor-

sitzenden tritt der Sprecher der Parlamentarischen 
Gruppe,

b)	 Satz 6 findet hinsichtlich parlamentarischer Funkti-
onen nur insoweit Anwendung als das Geschäfts-
ordnungsrecht für Parlamentarische Gruppen der-
artige Funktionen vorsieht.

(4) Der § 58 gilt für nach § 58 a Abs. 1 anerkannte Parla-
mentarische Gruppen mit der Maßgabe entsprechend, 
dass an die Stelle der in Absatz 2 Satz 2 genannten Li-
quidatoren der Sprecher und ein weiteres Mitglied der 
Parlamentarischen Gruppe tritt."

Artikel 2

1.	 Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme von Artikel 1 Nr. 2 und 
Nr. 5 zu § 58 b mit Wirkung vom 6. September 2021 in 
Kraft.

2.	 Artikel 1 Nr. 2 und Nr. 5 zu § 58 b treten am 1. Okto-
ber 2021 in Kraft.
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Begründung:

A. Allgemein

Das Thüringer Abgeordnetengesetz (ThürAbgG) regelt in den §§ 49 ff. 
Leistungen an die Fraktionen. So haben die Fraktionen in Thüringen ge-
mäß § 49 Abs. 1 ThürAbgG zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben einen An-
spruch auf Geld- und Sachleistungen sowie auf personelle Unterstützung. 
Parlamentarische Gruppen dagegen haben dem Wortlaut nach keinen 
solchen Anspruch. Um auch durch Beschluss des Landtags anerkann-
te Parlamentarische Gruppen bei der Wahrnehmung ihrer parlamenta-
rischen Aufgaben zu unterstützen, sollte diesen unter Berücksichtigung 
bundes- und landesverfassungsgerichtlicher Vorgaben ebenfalls eine 
angemessene Finanz- und Sachmittelausstattung gewährt werden. Die 
Herleitung des Umfangs der angepassten Leistungen beruht insbeson-
dere auf den inhaltlichen Vorgaben aus dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 16. Juli 1991 (BVerfGE 84, 304-341), wonach auch 
Parlamentarische Gruppen einen Anspruch auf eine angemessene Aus-
stattung mit sachlichen und personellen Mitteln haben, sofern Fraktio-
nen solche gewährt werden. Die finanzielle Unterstützung müsse sich 
dabei an ihren Aufgaben im Parlament ausrichten.

B. Insbesondere zu Artikel 1 Nr. 2

Aufgrund der Nähe von Parlamentarischen Gruppen zu Fraktionen und 
der damit einhergehenden vergleichbaren Struktur lassen sich Parla-
mentarische Gruppen durch eines ihrer Mitglieder nach innen und nach 
außen vertreten.

Diese Funktion wird durch eine Sprecherin beziehungsweise einen 
Sprecher wahrgenommen. Sie beziehungsweise er erhält sowohl die 
Vertretungsfunktion der Parlamentarischen Gruppe als auch die Koor-
dinierungsfunktion im Rahmen der parlamentarischen Vorgänge. Da-
mit einhergehend stellt sich die Frage nach einer möglichen Entschädi-
gungsleistung für die Sprecherin beziehungsweise den Sprecher.

Das Thüringer Abgeordnetengesetz sieht in seinem § 5 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 für die Vorsitzende beziehungsweise den Vorsitzenden einer Frak-
tion eine zusätzliche steuerpflichtige und nicht versorgungsfähige Ent-
schädigungsleistung in Höhe der einfachen Grundentschädigung vor. Für 
die vom Landtag gewählten Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten wird 
gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 ThürAbgG eine zusätzliche steuerpflich-
tige und nicht versorgungsfähige Entschädigungsleistung in Höhe von 
28 vom Hundert der Grundentschädigung gezahlt. In § 6 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 1 ThürAbgG ist die zusätzliche steuerfreie Aufwandsentschädigung 
für die Parlamentarischen Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer je-
der Fraktion geregelt und bemisst sich nach der Entfernung des Wohn-
orts oder eines von der beziehungsweise dem Abgeordneten zu benen-
nenden Abgeordnetenbüros bis zum Sitz des Landtags.

Das Thüringer Abgeordnetengesetz sieht demnach für Amts- beziehungs-
weise Funktionsträgerinnen und -träger der Fraktionen unterschiedliche 
Arten von Entschädigungsleistungen vor; jedoch fehlt es dem Wortlaut 
nach an einer ausdrücklichen Regelung zur Zahlung von Entschädi-
gungsleistungen an eine Sprecherin beziehungsweise einen Sprecher 
einer Parlamentarischen Gruppe sowie zur rechtlichen Einordnung der 
Entschädigungsart. Nach dem Wortlaut des Thüringer Abgeordneten-
gesetzes kann eine Entschädigungsleistung für eine Sprecherin bezie-
hungsweise einen Sprecher nicht vorgenommen werden. Da das Ge-
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setz die Thematik "Parlamentarische Gruppe" nicht behandelt, insoweit 
also eine Regelungslücke besteht, und diese Regelungslücke mit Rück-
sicht auf die durchaus in gewisser Weise hervorgehobene Stellung ei-
ner Parlamentarischen Grüppe zu schließen ist, ist eine Rechtsände-
rung zwingend geboten.

C. Insbesondere zu Artikel 1 Nr. 5

Anspruch auf Geld- und Sachleistungen

Die Geld- und Sachleistungen sollten die parlamentarische Arbeit der 
Gruppe in einem hinreichenden Maße sicherstellen und die Mitwirkung 
an der politischen Willensbildung und Entscheidungsfindung nicht unzu-
mutbar einschränken. Fraktionen und Parlamentarische Gruppen dienen 
grundsätzlich demselben Zweck, nämlich der Steigerung der Funktions-
fähigkeit des Landtags bei der arbeitsteiligen Bewältigung der vielfältigen 
parlamentarischen Aufgaben. Voraussetzung und Grenze ist die Verfol-
gung gemeinsamer politischer Ziele. Mit Blick auf das aus der Verfas-
sung  des Freistaats Thüringen abzuleitende Abstandsgebot zwischen 
einer Fraktion und einer Parlamentarischen Gruppe sind Abschläge bei 
der Bemessung des Grundbetrags im Vergleich zu den Fraktionen ge-
rechtfertigt.

Um dem Grundsatz der Gleichheit des Abgeordnetenmandats auch hin-
sichtlich Parlamentarischer Gruppen zu entsprechen, ist an den Pro-
Kopf-Zuschlägen entsprechend der Zahl der Abgeordneten bei der Par-
lamentarischen Gruppe festzuhalten.

Mit Blick auf die besondere Stellung von Oppositionsfraktionen in der 
Verfassung  des Freistaats Thüringen und der fehlenden Beteiligung an 
der Landesregierung ist an der Zahlung des in § 49 Abs. 2 ThürAbgG 
vorgesehenen Oppositionsbonus an Parlamentarische Gruppen in vol-
ler Höhe festzuhalten. Eine Reduzierung oder Nichtgewährung des Op-
positionsbonus kollidiert mit dem in Artikel 59 Abs. 2 der Verfassung des 
Freistaats Thüringen postulierten Recht auf Chancengleichheit und dem 
Anspruch auf eine zur Erfüllung ihrer besonderen Aufgaben erforderli-
chen Ausstattung.

Anspruch auf personelle Unterstützung

Ebenso wie Fraktionen benötigen auch Mitglieder von Parlamentarischen 
Gruppen für ihre Aufgabenbewältigung Unterstützung durch sachkundi-
ges Personal, das allgemeine Vorbereitungen für parlamentarische In-
itiativen trifft, fachliche Unterstützung im Rahmen der Ausschussarbeit 
geben kann, Informationen beschafft und aufbereitet und an der allge-
meinen Presse- und Öffentlichkeitsarbeit mitwirkt. Um dem Anspruch auf 
personelle Unterstützung Rechnung zu tragen, werden der Parlamen-
tarischen Gruppe für die Beschäftigung von Referentinnen beziehungs-
weise Referenten gemäß Nummer 16.1 Buchst. a der Ausführungsbe-
stimmungen zum Thüringer Abgeordnetengesetz entsprechend des zu 
Beginn der 7. Wahlperiode vom Ältestenrat festgelegten Stellentableaus, 
das auch die Wertigkeit der einzelnen Stellen enthält, Personalkosten in 
Höhe eines monatlichen Budgets erstattet.

D. Insbesondere zu Artikel 2

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten dieses Änderungsgesetzes. Nummer 1 
stellt sicher, dass mit Blick auf die Rechtsstellung einer Parlamentari-
schen Gruppe keine Regelungslücke entsteht. Nummer 2 regelt, dass 
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die Regelungen zur Finanzierung einer Gruppe erst mit Wirkung zum 
1. Oktober 2021 in Kraft treten. Damit soll vermieden werden, dass eine 
aus einer weggefallenen Fraktion hervorgehende Parlamentarische 
Gruppe für den Monat, in dem der Wegfall des Fraktionsstatus und die 
Rechtsnachfolge der Parlamentarischen Gruppe wirksam werden, dop-
pelt Leistungen erhält. Zudem wird dadurch eine nahtlos übergehende 
Finanzierung der bisherigen Fraktion und der daraus entstehenden Par-
lamentarischen Gruppe gewährleistet. Entsprechendes gilt für die Kon-
stellation "Zahlung der Zusatzentschädigung an den Fraktionsvorsit-
zenden und Zahlung der zusätzlichen Aufwandsentschädigung an den 
Sprecher der Parlamentarischen Gruppe".

Für die Parlamentarische Gruppe:

Kemmerich
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